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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 
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170 Verordnung 
über Ausdehnung der Verordnung über den Ausbau der Rentenverſicherung vom 24. 3. 1938 (G. Bl. 
S. 97 ff.) auf den Verſicherungsträger der Invalidenverſicherung bei den Polniſchen Staatsbahnen 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 3. Oktober 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


si 
§ 76 der Verordnung über den Ausbau der Rentenverſicherung vom 24. März 1938 (G. Bl. 
S. 97 ff.) wird aufgehoben. 
8 2 
Die Vorſchriften der Verordnung über den Ausbau der Rentenverſicherung vom 24. März 1938 
(G. Bl. S. 97 ff.) treten für den Verſicherungsträger der Invalidenverſicherung bei den Polniſchen 
Staatsbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig mit dem gleichen Zeitpunkt in Kraft, mit dem ſie 
nach den 88 62 ff. für die Landesverſicherungsanſtalt in Kraft getreten ſind. 


8 3 
§ 1442 Abf. 3 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des § 34 der Verordnung über den 
Ausbau der Rentenverſicherung vom 24. März 1938 (G. Bl. S. 97 ff.) erhält folgenden Zuſatz: 
Soweit es ſich um Beiträge für den Verſicherungsträger der Invalidenverſicherung bei den 
Polniſchen Staatsbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig handelt, tritt an die Stelle 
des Landesverſicherungsamts das Danziger Büro der Polniſchen Staatsbahnen. 
8 4 8 
Dieſe Verordnung tritt hinſichtlich der Vorſchrift des 8 3 mit dem 1. April 1938, im übrigen 
mit dem Tage der Verkündung in Kraft. N 
Danzig, den 3. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S. 7. Gereiſer Or. Wiers⸗-Keiſer 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 11. 1938.) 
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171 Verordnung 
über das Verfahren für die Erſtattung von Fehlbeſtänden an öffentlichem Vermögen 
Erſtattungsgeſetz). 
Vom 15. Oktober 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 21 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän⸗ 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgende Verordnung unter der Be⸗ 
zeichnung „Erſtattungsgeſetz“ mit Geſetzeskraft erlaſſen. 


8 1 

(1) Gegen einen Beamten, Angeſtellten und Arbeiter im Dienſte des Staates und anderer Körper⸗ 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, der infolge ſchuldhaften Verhaltens für 
einen Fehlbeſtand am öffentlichen Vermögen ſeiner Verwaltung haftet, iſt ein Erſtattungsverfahren 
durchzuführen, und zwar auch dann, wenn ſein Dienſtverhältnis beendet iſt. 

(2) Als Fehlbeſtand im Sinne des Abſatzes 1 gelten nur N 

J. ein infolge ſchuldhafter Verletzung von Dienſtpflichten verurſachter kaſſen⸗ oder beſtandsmäßiger 
ſowie ein infolge fehlerhafter Rechnungsweiſe oder unterlaſſener oder unzureichender rechne⸗ 
riſcher Nachprüfung verurſachter Verluſt, 5 

2. ein infolge vorſätzlicher ſtrafbarer Handlung verurſachter Vermögensſchaden. 

(3) Zum öffentlichen Vermögen im Sinne des Abſatzes 1 gehören nicht nur das bei einer Ver⸗ 
waltungsſtelle des Staates und anderer Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts verwaltete oder verwahrte öffentliche und private Vermögen, ſondern auch öffentliche und private 
Vermögenswerte, die einem der im Abſ. 1 Genannten, auch ohne buchmäßig erfaßt zu ſein, dienſtlich 
anvertraut ſind, und für deren Verluſt ſein Dienſtherr haftet. 


8 2 

(1) Ein Erſtattungsverfahren kann auch gegen diejenigen Perſonen durchgeführt werden, die außer 
den im $ 1 Abſ. 1 Genannten für den Fehlbeſtand aus irgendeinem Rechtsgrunde haften oder im 
Falle des Todes der im 8 1 Abſ. 1 Genannten an deren Stelle als Erben haften. 

(2) Sind Erben nicht bekannt, haben ſie die Erbſchaft noch nicht angenommen oder iſt ungewiß, ob 
ſie die Erbſchaft angenommen haben, ſo hat das Nachlaßgericht zur Durchführung eines Erſtattungs⸗ 
verfahrens auf Antrag der für die Durchführung zuſtändigen Verwaltungsſtelle ($ 3) einen Nachlaß⸗ 
pfleger zu beſtellen. 
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Das Erſtattungsverfahren wird von der Verwaltungsſtelle durchgeführt, bei der der Fehlbeſtand 
entſtanden iſt. Der Senat kann ſowohl für die Einleitung wie für die Weiterführung des Erſtattungs⸗ 
verfahrens eine andere Verwaltungsſtelle beſtimmen. 


8 4 

(1) Beſteht die Gefahr, daß der Erſtattungspflichtige ($ 1, Abſ. 1, 8 2) die Erſtattung des 
Fehlbeſtandes vereitelt oder weſentlich erſchwert, ſo kann die von dem Senat beſtimmte Stelle, unbeſchadet 
des Aufrechnungs⸗ oder Zurückbehaltungsrechts an den Bezügen, Vermögensgegenſtände des Erſtat⸗ 
tungspflichtigen in dem erforderlichen Umfange vorläufig beſchlagnahmen. 

(2) Die Beſchlagnahme iſt aufzuheben, ſoweit ihre Vorausſetzungen weggefallen ſind, ſoweit auf 
Grund eines Erſtattungsbeſchluſſes (§ 5) gepfändet wird, oder wenn ſeit ihrer Vornahme vier Wochen 
vergangen ſind, ohne daß ein Erſtattungsbeſchluß erlaſſen iſt. 


8 5 

(1) Nach Feſtſtellung des Sachverhalts erläßt die für die Durchführung des Erſtattungsverfahrens 
zuſtändige Verwaltungsſtelle einen Erſtattungsbeſchluß. Vor Erlaß des Beſchluſſes ſoll der Erſtattungs⸗ 
pflichtige gehört werden. Der Beſchluß muß enthalten: N 

1. die Namen des Erſtattungspflichtigen, 

2. den herauszugebenden Gegenſtand oder den zu erſtattenden Geldbetrag einſchließlich der Zinſen 

und der Auslagen des Verfahrens, 
3. die Bezeichnung der Stelle, an die zu leiſten iſt, 
4. den Ausſpruch der Vollſtreckbarkeit, 
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5, den Geldbetrag, durch deſſen Hinterlegung oder ſonſtige Sicherſtellung die Vollſtreckung ab⸗ 
gewendet werden kann, 

6. eine Belehrung über die Rechtsbehelfe (§ 8), 

7. den Tatbeſtand und die Gründe. 5 

(2) Iſt der Fehlbeſtand oder die Erſtattungspflicht noch nicht in vollem Umfang feſtgeſtellt, ſo 
können Teilerſtattungsbeſchlüſſe erlaſſen werden. 

(3) Der Beſchluß wird mit der Zuſtellung an den Erſtattungspflichtigen vollſtreckbar. Iſt ein nach 
§ 1 Abſ. 1 Erſtattungspflichtiger nach der Zuſtellung, aber vor der Vollſtreckung des Beſchluſſes ge⸗ 
ſtorben, ſo iſt der Beſchluß den nach 8 2 erſtattungspflichtigen Erben nebſt einem Ergänzungsbeſchluß, 
aus dem ſich Grund und Umfang ihrer Inanſpruchnahme ergeben, nochmals zuzuſtellen. 

(4) Als Erben in Anſpruch Genommene können in jeder Lage des Erſtattungsverfahrens die 
Beſchränkung ihrer Haftung geltend machen. 

(5) Der Senat kann jederzeit die Abänderung, Ergänzung oder Aufhebung des Beſchluſſes an⸗ 
ordnen; er kann ſeine Befugnis an andere Stellen übertragen. 


8 6 
(1) Von einem Erſtattungsbeſchluß iſt abzuſehen, wenn der Fehlbeſtand 

1. erſetzt wird, 

2. den Wert von 100 Gulden nicht überſteigt, es ſei denn, daß aus beſonderen Gründen das 
Erſtattungsverfahren durchgeführt werden foll; der Senat kann dieſe Summe unter beſon⸗ 
deren Verhältniſſen erhöhen. 

(2) Von einem Erſtattungsverfahren kann abgeſehen werden 

1. wenn der Fehlbeſtand nur infolge leichter Fahrläſſigkeit verurſacht iſt oder 

2. wenn der Erſtattungspflichtige ſchriftlich erklärt, daß er ſich zum Erſatz des Fehlbeſtandes 
verpflichte und der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterwerfe; die Unterwerfungserklärung iſt 
von der nach § 4 Abſ. 1 beſtimmten Stelle zu beglaubigen. 


8 7 
Aus dem Erſtattungsbeſchluß und der Unterwerfungserklärung findet die Vollſtreckung im Ver⸗ 
waltungswege ſtatt. Die Vollſtreckungsbehörde wird von dem Senat beſtimmt. 


8 8 

(1) Der Erſtattungspflichtige kann Einwendungen gegen ſeine Erſtattungspflicht durch Klage vor 
dem Landgericht, Kammer für Verwaltungsangelegenheiten, geltend machen. Für die Entſcheidung im 
letzten Rechtszuge iſt das Obergericht, Senat für Verwaltungsangelegenheiten, zuständig. 

(2) Die Verwaltung wird durch den Senat vertreten. Der Senat kann die Vertretung anderen 
Verwaltungsſtellen übertragen. 

(3) Die Klage muß, wenn der Senat den Erſtattungsbeſchluß erlaſſen hat, bei Verluſt des Klage⸗ 
rechts innerhalb von drei Monaten nach Zuſtellung des Beſchluſſes erhoben werden. Iſt der Beſchluß 
von einer nachgeordneten Verwaltungsſtelle erlaſſen worden, ſo tritt der Verluſt des Klagerechts ein, 
wenn der Erſtattungspflichtige nicht innerhalb eines Monats nach Zuſtellung des Beſchluſſes bei 
dieſer oder der nächſthöheren Verwaltungsſtelle ſchriftlich Beſchwerde eingelegt oder nicht innerhalb von 
drei Monaten nach Zuſtellung des die Beſchwerde ablehnenden Beſcheides die Klage erhoben hat; ergeht 
auf eine Beſchwerde kein Beſcheid, ſo gilt ſie nach Ablauf von ſechs Monaten ſeit ihrem Eingang als 
abgewieſen. 

(4) Iſt Klage erhoben, jo kann das Gericht auf Antrag des Klägers die Vollſtreckung des Be⸗ 
ſchluſſes gegen oder ohne Sicherheitsleiſtung einſtweilen einſtellen. 

(5) Iſt der Kläger nach Feſtſtellung des Gerichts zur Erſtattung des Fehlbeſtandes verpflichtet, ſo 
iſt die Klage auch dann abzuweiſen, wenn die Verpflichtung auf anderen als den im Beſchluß ange- 
gebenen Tatſachen und Rechtsgründen beruht. ; 

89 

(1) Wird, weil keine Erſtattungspflicht beſteht, im Falle des $ 4 von einem Erſtattungsbeſchluß 
abgeſehen, ein Erſtattungsbeſchluß ganz oder zum Teil aufgehoben oder die Vollſtreckung durch Gerichts⸗ 
urteil ganz oder zum Teil für unzuläſſig erklärt, ſo kann der Erſtattungspflichtige Erſatz des Ver⸗ 
mögensſchadens verlangen, der ihm durch Sicherungs⸗ oder Vollſtreckungsmaßnahmen oder durch eine 
zur Abwendung der Vollſtreckung notwendige Leiſtung entſtanden iſt. Der Anſpruch kann nur innerhalb 
einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten bei der für die Durchführung des Erſtattungsverfahrens zu⸗ 
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ſtändigen Stelle geltend gemacht werden. Die Friſt beginnt, wenn es nur zu Sicherungsmaßnahmen 
gekommen iſt, mit deren Aufhebung, wenn ein Erſtattungsbeſchluß ganz oder zum Teil aufgehoben 
worden iſt, mit der Aufhebung, im übrigen mit der Rechtskraft des Urteils. Für die Verfolgung des 
Anſpruchs im Klagewege gilt $ 8 Abſ. 1 bis 3 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Erſtattungs⸗ 
beſchluſſes der den Schadenserſatzanſpruch ablehnende Beſcheid tritt; iſt der Beſcheid innerhalb von ſechs 
Monaten ſeit Geltendmachung des Anſpruchs nicht erteilt, ſo gilt der Anſpruch als abgelehnt. 

(2) Abſ. 1 gilt nicht, ſoweit der Erſtattungspflichtige den ihm entſtandenen Schaden dadurch mit 
verurſacht hat, daß er es vorſätzlich oder fahrläſſig unterließ, die ſeine Erſtattungspflicht ausſchlie⸗ 
ßenden oder beſchränkenden Tatſachen rechtzeitig vorzubringen oder von den zuläſſigen Rechtsbehelfen 
rechtzeitig Gebrauch zu machen. 

8 10 

Ein Erſtattungsverfahren kann gegen die im 8 1 Abſ. 1, § 2 Genannten auch durchgeführt 
werden, um amtliche Schriftſtücke, Zeichnungen, bildliche Darſtellungen und dergleichen ſowie Auf⸗ 
zeichnungen über dienſtliche Vorgänge zu erlangen, zu deren Herausgabe eine Verpflichtung beſteht. 
Dasſelbe gilt für Wiedergaben vorbezeichneter Schriftſtücke uſw. § 5 Abſ. 1 Nr. 5 gilt in dieſen 
Fällen nicht. 

s 11 

In dem Erſtattungsverfahren und dem Verfahren nach § 6 Abſ. 2 Nr. 2 werden die baren Aus- 

lagen erhoben. Gebühren kommen nicht in Anſatz. 


8 12 
Die Bank von Danzig ſowie die öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaften und deren Verbände 
ſind ermächtigt, dieſer Verordnung entſprechende Vorſchriften zu erlaſſen. Die Vorſchrift des § 8 über 
den Rechtsweg wegen vermögensrechtlicher Anſprüche gilt für ſie. 


8 13 
(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1938 in Kraft. In demſelben Zeitpunkt treten die 
bisher geltenden Vorſchriften über Erſtattungsverfahren (Defekten verfahren) außer Kraft. 
(2) Die Vollſtreckbarkeit und die Anfechtung von Erſtattungsbeſchlüſſen, die vor dem Inkrafttreten 
dieſer Verordnung ergangen ſind, regeln ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 


Danzig, den 15. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fa. 3010. Greiſer Dr. Hoppenrath 


172 Verorduung 


zur Anderung des Strafgeſetzbuches. 
Vom 14. Oktober 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 28 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des ſeine Geltungsdauer verlängernden Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
1. Hinter $ 239 des Strafgeſetzbuches wird als $ 239 a folgende Vorſchrift eingefügt: 


„Ss 239 a 

Wer in Erpreſſungsabſicht ein fremdes Kind durch Liſt, Drohung oder Gewalt entführt oder 
ſonſt der Freiheit beraubt, wird mit dem Tode beſtraft. 

Kind im Sinne dieſer Vorſchrift iſt der Minderjährige unter 18 Jahren.“ 

2. § 173 des Strafgeſetzbuches erhält folgenden Abſatz 8: 

„Ferner tritt in den Fällen des Abſatz 2 Beſtrafung nicht ein, wenn die Ehe, auf der die 
Schwägerſchaft beruht, zur Zeit der Tat nicht mehr beſtand; das Gericht kann von Strafe abſehen, 
wenn die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten zur Zeit der Tat aufgehoben war. Die Tat wird nicht 
mehr verfolgt, wenn Befreiung vom Eheverbot der Schwägerſchaft (8 7 des Ehegeſetzes) erteilt iſt.“ 
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Artikel N 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 14. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 2000 Greifer Dr. Wiers-Keiſer a 


173 Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich des Erſten Abkommens zur Vereinheitlichung des Luftprivatrechts. 
(Beitritt des Protrektorats Aden.) 
Vom 21. Oktober 1938. 
Das Britiſche Reich iſt dem am 12. Oktober 1929 in Warſchau unterzeichneten Abkommen zur 
Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luftverkehr nebſt Zuſatz⸗ 


protokoll vom gleichen Tage (G. Bl. 1935 S. 811) gemäß ſeinem Artikel 40 Abſ. 2 am 14. Sep⸗ 
tember 1938 für das Protektorat Aden beigetreten. f 


2 Das Britiſche Reich hat von dem Vorbehalt des Zuſatzprotokolls zum Artikel 2 des Abkommens 
keinen Gebrauch gemacht. Gemäß feinem Artikel 38 Abſ. 3 tritt das Abkommen für das Protektorat 
Aden am 13. Dezember 1938 in Kraft. 


Dieſe Bekanntmachung ergeht im Nachgange zu der Bekanntmachung vom 14. Juni 1938 (G. Bl. 
S. 187). 


Danzig, den 21. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 60 07 X/38 Greiſer Dr. Hoppenrath 


174 Dritte Verordnung 
zur beſchleunigten Abwicklung der Konkurſe über das Vermögen des Danziger Bank⸗ 
vereins und der Hausbeſitzer⸗ und Gerwerbebank. 
Vom 25. Oktober 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 25, 26 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 


Hinter 8 5 der Verordnung zur beſchleunigten Abwicklung der Konkurſe über das Vermögen des 
Danziger Bankvereins und der Hausbeſitzer⸗ und Gewerbebank vom 20. Dezember 1937 (G. Bl. S. 621) 
wird folgende Beſtimmung als $ 5 a eingefügt: 


„gs 5 a 
Gegen die Entſcheidung des Konkursgerichts über die Klaſſeneinteilung ($ 4) und über die 
Vollſtreckbarkeit der Nachſchußberechnung findet ein Rechtsbehelf, insbeſondere die Anfechtungsklage, 
nicht ſtatt.“ 
i Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1938 in Kraft. 


Danzig, den 25. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 24/87 Greiſer Huth 
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175 Berichtigung. 


Im Geſetzblat Nr. 50 vom 31. Auguſt 1938 betr. die Verordnung über die öffentlichen Spar⸗ 
kaſſen vom 23. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 265) find in der Satzung auf Seite 278 im $ 35 Ziffer 4 die 
Worte „und 15“ zu ſtreichen. 


Danzig, den 24. Oktober 1938. 


J. 1203 Der Senat der Freien Stadt Danzig 


176 Druckfehlerberichtigung. 


In der Verordnung über den Ausbau der Unfallverſicherung vom 3. d. Mts., die im G. Bl. 
Nr. 67 vom 15. d. Mts. veröffentlicht iſt, muß es richtig heißen: 


1. auf S. 509 im 8 656 a in der 3. Zeile ſtatt der Worte „bei Ermittlung“ „bei der Ermitt⸗ 
lung“, 


2. auf S. 515 im 8 1010 a in der letzten Zeile ſtatt „Beträge“ „Beiträge“. 
Danzig, den 22. Oktober 1938. 
S. I. 7. L. 446 Der Senat der Freien Stadt Danzig 
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